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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1963 Ausgegeben am 10. Dezember 1963 83. Stück

275. Verordnung: Abänderung der Veterinärbehördlichen Einfuhr- und Durchfuhrverordnung.
2 7 6 . Verordnung: Errichtung einer 6. Notarstelle in Innsbruck und einer 2. Notarstelle in

Feldkirch.
2 7 7 . Verordnung: Abänderung und Ergänzung der Postgebührenordnung.
2 7 8 . Verordnung: Änderung der Postordnung.
2 7 9 . Kundmachung: Abänderung der Tarifgrundlagen der Österreichischen Bundesbahnen und

der vom Bunde für eigene Rechnung betriebenen Privatbahnen für den
Personen- und Gepäckverkehr.

2 7 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 13. No-
vember 1963, mit der die Veterinärbehörd-
liche Einfuhr- und Durchfuhrverordnung ab-

geändert wird.

Auf Grund des § 4 b des Gesetzes vom
6. August 1909, RGBl. Nr. 177, betreffend die
Abwehr und Tilgung von Tierseuchen, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 128/1954,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Finanzen verordnet:

Die Veterinärbehördliche Einfuhr- und Durch-
fuhrverordnung, BGBl. Nr. 200/1955, wird ab-
geändert wie folgt:

Die Anlage II hat zu lauten:

„ANLAGE II

GEBÜHREN FÜR DIE VETERINÄR-
BEHÖRDLICHE GRENZKONTROLLE.

Für die Durchführung der tierärztlichen Grenz-
kontrolle sind folgende Gebühren zu entrichten:

1. Grenztierärztliche Abfertigungsgebühren.

2. Kennzeichnungsgebühren.

Für eine Kennzeichnung gemäß § 15 dieser
Verordnung sind gleichzeitig mit den grenztier-
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ärztlichen Abfertigungsgebühren folgende Ge-
bühren zu entrichten:

3.

Trifft eine Sendung nicht zu dem in der An-
meldung angegebenen Zeitpunkte in der Ein-
trittsstelle ein und wurde der Grenztierarzt aus
Anlaß dieser Anmeldung berufen, so hat der
Grenztierarzt eine Stunde zuzuwarten. Für die
eine halbe Stunde übersteigende Wartezeit ist
eine Wartegebühr von S 20'— zu entrichten.

4.

Muß der Grenztierarzt aus Anlaß eines um
mehr als eine Stunde verspäteten Einlangens einer
Sendung gesondert berufen werden, so ist für
diese Berufung eine Gebühr von S 30'— zu ent-
richten.

5.

Führt der Grenztierarzt die tierärztliche
Grenzkontrolle auf Verlangen des Absenders
oder des Empfängers in der Zeit von 20 Uhr
abends bis 6 Uhr morgens durch, so ist hiefür
eine Gebühr von S 30'— zu entrichten.

6.

Hat das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft gemäß § 14 Abs. 4 dieser Ver-
ordnung die Einfuhr oder Durchfuhr von Sen-
dungen zugelassen, so erhöhen sich die unter
Z. 1 angeführten Gebühren um 200 v. H."

Hartmann

2 7 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 25. November 1963, betref-
fend Errichtung einer 6. Notarstelle in Inns-
bruck und einer 2. Notarstelle in Feldkirch.

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung
vom 25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verordnet:

§ 1.

Im Sprengel des Landesgerichtes Innsbruck wird
eine weitere Notarstelle mit dem Amtssitz in
Innsbruck errichtet.

§ 2.

Im Sprengel des Landesgerichtes Feldkirch
wird eine weitere Notarstelle mit dem Amts-
sitz in Feldkirch errichtet.

§3.

Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1964 in
Kraft.

Broda

2 7 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
28. November 1963, mit der die Post-
gebührenordnung abgeändert und ergänzt

wird.

Auf Grund des § 26 des Postgesetzes, BGBl.
Nr. 58/1957, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen und mit Zu-
stimmung des Hauptausschusses des National-
rates (Beschluß vom 26. November 1963) ver-
ordnet:

I.

Die Postgebührenordnung, BGBl. Nr. 124/
1957, in der Fassung der Novelle BGBl. Nr. 7/
1960, wird wie folgt abgeändert und ergänzt:.
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II.

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1964
in Kraft.

Probst
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2 7 8 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
3. Dezember 1963, mit der die Postordnung

geändert wird.

Auf Grund des § 7 des Postgesetzes, BGBl.
Nr. 58/1957, wird verordnet:

Artikel I.

Die Postordnung, BGBl. Nr. 110/1957, in der
Fassung der Novelle BGBl. Nr. 6/1960, wird wie
folgt abgeändert.

1. § 73 hat zu entfallen.

2. § 74 erhält die Bezeichnung § 73.

3. § 75 erhält die Bezeichnung § 74.

4. § 76 erhält die Bezeichnung § 75.

5. § 76 hat zu lauten:

, , . B l i n d e n s e n d u n g e n .

§ 76: Offen aufgegebene Briefsendungen, die
ausschließlich Mitteilungen in tastbarer Schrift
oder Druckstöcke mit Blindenschriftzeichen ent-
halten, sind von den Beförderungsgebühren be-
freit, wenn auf der Sendung der Vermerk
,Blindendruck' angebracht ist. Das gleiche gilt
für offen aufgegebene Briefsendungen mit dem
Vermerk ,Blindendruck', die allein oder zusam-
men mit Mitteilungen in tastbarer Schrift oder
Druckstöcken mit Blindenschriftzeichen Tonauf-
nahmen oder ausschließlich für Blinde bestimmtes
Spezialpapier enthalten, soweit die Sendungen
von Blindenanstalten, Zentral- oder Landesstellen
der Blindenorganisationen versendet werden oder
an diese gerichtet sind. Blindensendungen sind bis
zu einem Höchstgewicht von sieben Kilogramm
zugelassen."

6. § 82 hat zu lauten:

„§ 82. Auf nichtbescheinigten Paketen hat der
Absender als Zeichen der Gebührenentrichtung
Briefmarken anzubringen. Nichtbescheinigte
Pakete, deren Beförderungsgebühr bei der Auf-
gabe nicht entrichtet ist, sind dem Absender
zurückzugeben."

7. § 83 hat zu lauten:

„§ 83. Eingeschriebene Pakete sind auch dann
zu befördern, wenn die Beförderungsgebühr bei
der Aufgabe nicht entrichtet ist. Auf solchen
Paketen haben, soweit nicht im folgenden aus-
drücklich anderes bestimmt ist, die Postämter
außer der nichtentrichteten Beförderungsgebühr
auch die Einhebungsgebühr für Pakete zu ver-
merken."

8. § 204 hat zu lauten:

„N a c h s e n d e n v o n P o s t s e n d u n g e n .

§ 204. Wenn der Empfänger seinen Wohn-
oder Aufenthaltsort oder die Abgabestelle auf
Dauer geändert hat, sind die für ihn einlangenden
Postsendungen mit dem Vermerk ,Empfänger
verzogen' an den Absender zurückzusenden, so-
weit nicht der Empfänger postordnungsmäßig
anderes verlangt hat. Das gleiche gilt, wenn der
Empfänger seinen Wohn- oder Aufenthaltsort
oder die Abgabestelle nur vorübergehend geän-
dert hat, soweit die Sendungen nicht in den Brief-
kasten (Briefeinwurf, Brieffachanlage, Abgabe-
briefkasten) eingelegt werden können oder
dürfen oder beim Postamt zur Abholung bereit-
zuhalten sind."

9. § 205 hat zu lauten:

„§ 205. Der Empfänger ist berechtigt, zu ver-
hingen, daß die für ihn einlangenden Postsen-
dungen, ausgenommen Massensendungen, nachge-
sendet werden, wenn er seinen Wohn- oder
Aufenthaltsort oder die Abgabestelle ändert.
Hiezu hat der Empfänger seinem bisherigen Ab-
gabepostamt die bisherige und die neue Anschrift
und den Zeitraum der Nachsendung mit einem
von der Post aufgelegten Nachsendungsantrag
bekanntzugeben. Im Nachsendungsantrag kann
das Nachsenden von nichtbescheinigten und be-
scheinigten Postsendungen sowie von Geldbeträ-
gen verlangt werden. Der Antrag kann sich aber
auch nur auf nichtbescheinigte Postsendungen
oder bescheinigte Postsendungen und Geldbeträge
beschränken. Für den Nachsendungsantrag ist die
hiefür festgesetzte Gebühr zu entrichten. Die
Gültigkeit des Nachsendungsantrages erlischt, so-
weit nicht der Empfänger einen früheren Zeit-
punkt im Nachsendungsantrag angegeben hat,
nach Ablauf von sechs Monaten, gerechnet von
dem dem Beginn des Nachsendungszeitraumes
folgenden Monatsersten an. Wenn der Empfänger
seine Postsendungen weiterhin nachgesendet ha-
ben will, hat er einen neuen Nachsendungsantrag
einzubringen."

10. § 206 hat zu lauten:

„§ 206. Wenn der Empfänger seine Abgabe-
stelle ändert und die neue Abgabestelle im Post-
bezirk des bisherigen Abgabepostamtes liegt,
bedarf es keines Nachsendungantrages. Der
Empfänger hat jedoch dem Abgabepostamt die
Änderung der Abgabestelle schriftlich anzuzeigen,
andernfalls die für ihn einlangenden Postsendun-
gen als unzustellbar behandelt werden können."

11. § 207 hat zu lauten:

„§ 207. Auf nachzusendenden Paketen, die bei
der Nachsendung von einem Postamt an ein
anderes weitergeleitet werden müssen, ist die Be-
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förderungsgebühr für die Beförderung vom ur-
sprünglichen Abgabepostamt zum neuen Abgabe-
postamt zu vermerken und außer den sonstigen
auf dem Paket vermerkten Gebühren bei der
Abgabe einzuheben. Nachgesandte Postsendungen
sind wie sonstige für den Empfänger eingelangte
Postsendungen abzugeben."

12. § 208 hat zu lauten:

„ B e h a n d l u n g d e r u n z u s t e l l b a r e n
P o s t s e n d u n g e n .

§ 208. Postsendungen, die nach den Bestim-
mungen der Postordnung dem Absender zurück-
zugeben sind oder deren Abgabe an den Emp-
fänger unmöglich oder unzulässig ist, sind, wenn
der Absender auf der Postsendung angegeben ist,
an das für ihn zuständige Abgabepostamt, sonst
an das Aufgabepostamt, zu senden und von die-
sem wie eine für den Absender bestimmte Post-
sendung zu behandeln. Der Grund der Rücksen-
dung ist auf der Postsendung zu vermerken. Un-
zustellbare Massensendungen sind nur dann zu-
rückzusenden, wenn dies der Absender durch
einen Vermerk auf der Postsendung verlangt
hat."

13. § 211 hat. zu lauten:

„§ 211. Auf zurückzusendenden Paketen, die
bei der Rücksendung von einem Postamt an ein
anderes weitergeleitet werden müssen, ist die
Beförderungsgebühr für die Beförderung vom
ursprünglichen Abgabepostamt: zu dem für den
Absender zuständigen Abgabepostamt zu ver-
merken, soweit nicht die Rücksendung auf ein
Verschulden der Post zurückzuführen ist. Auf
unzustellbaren Massensendungen, deren Rück-
sendung der Absender verlangt hat, ist die hie-
für festgesetzte Gebühr zu vermerken. Die für
die Rücksendung zu entrichtenden Gebühren
sind mit den sonstigen auf der Postsendung ver-
merkten Gebühren bei der Abgabe einzuheben.
Zurückgesandte Postsendungen sind wie sonstige
für den Absender eingelangte Postsendungen ab-
zugeben."

14. § 224 hat zu lauten:

„III. Beförderung von Zeitungen.

§ 224. Als Zeitungen gelten, soweit im folgen-
den nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, alle
Druckschriften, die im Inland gedruckt, verlegt
und herausgegeben und deren einzelne Num-
mern mindestens einmal in drei Monaten bei der
Post ausgegeben werden. Die Zeitungen müssen
mit einem nicht vorweg begrenzten Inhalt, unter
demselben Titel in fortlaufenden Nummern mit

verschiedenem Inhalt und in gleicher Ausstattung
erscheinen; die einzelnen Nummern müssen un-
tereinander durch die Art ihres Inhaltes in einem
Zusammenhang stehen. Das Einzelgewicht einer
Zeitungsnummer darf samt den allenfalls bei-
gelegten Druckschriften ein Kilogramm nicht
überschreiten. Auf dem ersten oder letzten Blatt
der Zeitung müssen der Vermerk „P. b. b.", der
Erscheinungsort und das Verlagspostamt an-
gegeben sein. Von einer Zeitungsnummer müssen
mindestens dreihundert Stück gleichzeitig am
Postschalter aufgegeben werden. Auf Zeitungen
und den ihnen allenfalls beigelegten Druck-
schriften dürfen keine nichtgedruckten Zusätze
angebracht sein. Es ist jedoch zulässig, den Zei-
tungen Abbildungen oder Muster beizugeben,
die mit den Zeitungen fest verbunden sind und
die Stärke des Papiers der Zeitung nicht wesent-
lich überschreiten."

15. Nach § 22.4 ist ein § 224 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„§ 224 a. Druckschriften, die zum Zweck der
geschäftlichen Werbung, Ankündigung oder
Empfehlung herausgegeben werden oder vor-
wiegend solchen Zwecken unmittelbar oder mit-
telbar dienen, ferner in Lieferungen erscheinende,
zu einem abgeschlossenen Ganzen bestimmte
Werke sind vom Postzeitungsversand aus-
geschlossen. Als vom Postzeitungsversand aus-
geschlossene geschäftliche Druckschriften gelten
auch solche, deren Inhalt im wesentlichen aus
Text und Bildern von allgemeinem Interesse be-
steht, die jedoch nach ihrem Herausgabezweck,
ihrer Gestaltung, ihrer Bezeichnung oder der-
gleichen dazu bestimmt sind, die Aufmerksam-
keit des Lesers auf bestimmte Unternehmen oder
Erzeugnisse zu lenken."

16. § 227 hat zu lauten:

„§ 227. Die Zeitung ist vom Herausgeber bei
dem für den Verlagsort zuständigen Abgabe-
postamt (Verlagspostamt) in zweifacher Ausfer-
tigung schriftlich anzumelden. In der Anmeldung
(Anlage 10) sind der Titel der Zeitung, der Name
und Wohnort des Herausgebers und des Ver-
legers, der Erscheinungsort und die Erscheinungs-
weise und das Aufgabepostamt oder die Aufgabe-
postämter anzugeben, bei denen die Zeitung auf-
gegeben werden soll. Jede Änderung dieser An-
gaben ist dem Verlagspostamt unverzüglich be-
kanntzugeben. Der Anmeldung sind zwei Probe-
nummern anzuschließen. Zeitungssendungen einer
angemeldeten Zeitung, die den Bedingungen für
den Postzeitungsversand nicht entsprechen, sind
dem Herausgeber (Verleger) zurückzugeben oder
auf dessen Verlangen gebührenrechtlich und post-
dienstlich als Massendrucksachen zu behandeln."
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17. § 233 hat zu lauten:

„§ 233. Bei der Ermittlung der zu entrichten-
den Zeitungsbeförderungsgebühren ist das Ge-
wicht der den Zeitungsnummern allenfalls bei-
gelegten Druckschriften (Zeitungsbeilagen) sowie
die Verpackung miteinzubeziehen. Bei Zeitungs-
beilagen, die der Verleger auf Bestellung anderer
Personen oder Einrichtungen mit der Zeitung
versendet (fremde Beilagen), ist außerdem die
Zeitungsbeilagengebühr für jede einzelne Beilage
zu entrichten. Mehrere unter Umschlag bei-
gelegte oder durch Heften oder Kleben fest zu-
sammengehaltene Druckschriften gelten als eine
Beilage, wenn sie von einem Auftraggeber stam-
men und mit ihnen nur für ein Unternehmen
geworben wird. Die fremden Beilagen und die
vom Herausgeber herrührenden Beilagen (eigene
Beilagen), ausgenommen solche, die als ein
wesentlicher Bestandteil der Zeitung anzusehen
sind (redaktionelle Beilagen), dürfen einzeln oder
zusammen nicht schwerer als vierzig Gramm sein.
Auf den beigelegten Druckschriften (Zeitungs-
beilagen) dürfen Abbildungen oder Muster an-
gebracht sein. Das Gewicht der Abbildung oder
des Musters darf das Gewicht einer solchen
Druckschrift nicht überschreiten."

18. §-248 hat zu lauten:

„§ 248. Bei nichtbescheinigten Briefen, die auf
Grund bundesgesetzlicher Vorschriften zuzustel-
len sind, haben die Behörden und Ämter die
Postgebühren bei der Aufgabe zu entrichten.
Sonstige Briefe und Postkarten können von den
Behörden und Ämtern ohne Entrichtung der
Postgebühren aufgegeben werden, wenn auf der
Sendung die absendende Dienststelle durch Druck
oder Stempelabdruck angegeben und der ge-
druckte Vermerk ,Postgebühr beim Empfänger
einheben' angebracht ist."

19. Anlage 9 hat zu entfallen.

Artikel II.

Diese Verordnung tritt, soweit im folgenden
nichts anderes bestimmt ist, am 1. Jänner 1964
in Kraft. Die Ziffern 1 bis 5 des Artikels I dieser
Verordnung treten am 1. April 1964 in Kraft;
für die bis zum 1. Jänner 1964 zum Postzeitungs-
versand angemeldeten Zeitungen gelten die
unter den Ziffern 14 bis 16 des Artikels I vor-
gesehenen Bestimmungen, soweit sie den gegebe-
nen Rechtszustand ändern, ebenfalls erst ab
1. April 1964.

Probst

2 7 9 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
28. November 1963, mit der die Tarif-
grundlagen der Österreichischen Bundes-
bahnen und der vom Bunde für eigene Rech-
nung betriebenen Privatbahnen für den
Personen- und Gepäckverkehr abgeändert

werden.

Mit Zustimmung des Hauptaasschusses des
Nationalrates (Gesetz vom 13. April 1920,
StGBl. Nr. 180) wird die Kundmachung des
Bundesministeriums für Verkehr und Elektrizi-
tätswirtschaft vom 14. Dezember 1960, BGBl.
Nr. 254, mit der die Tarifgrundlagen der Öster-
reichischen Bundesbahnen für den Personen- und
Gepäckverkehr neu festgesetzt wurden, mit
Wirksamkeit vom 1. Jänner 1964 wie folgt ab-
geändert:

1. Im Abschnitt I wird
a) die Überschrift „A. Fahrpreise für die

2. Klasse aller Züge:" ersetzt durch:
„A. Fahrpreise für die 2. Klasse Personen-
zug:",

b) die Überschrift „B. Fahrpreise für die
1. Klasse aller Züge:" ersetzt durch:
„B. Fahrpreise für die 1. Klasse Personen-
zug:",

c) nach dem Wortlaut „Zu A und B:" an-
gefügt:
„Für die Benützung von Eilzügen gelten
die für Personenzüge errechneten Fahr-
preise.

C. Fahrpreise für Schnellzüge:
Bei Benützung von Schnellzügen werden

die für die Personenzüge errechneten Fahr-
preise für die 1. und 2. Klasse um einen
einheitlichen Zuschlag von S 10'— erhöht."

2. Der Abschnitt II wird wie folgt abgeändert:

„II.
Mindestfahrpreis.

Bei Benützung von Zügen auf der Strecke
Meidling—Floridsdorf (Wiener Schnellbahn)
wird der Fahrpreis für mindestens 5 km berech-
net."

3. Der Abschnitt IV wird wie folgt abgeändert:

„IV.

Beförderungspreis für Hunde.

Der Beförderungspreis für Hunde beträgt
— auch bei Beförderung in Schnellzügen sowie
in der 1. Klasse — den halben gewöhnlichen
Fahrpreis für die 2. Klasse Personenzug."

Probst


